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· Hanne Müller
· Mitglied Behindertenforum Zentralschweiz (bfzs.ch)

· Es gilt das gesprochene Wort
· Mobilität für Alle! Auch für Menschen mit Behinderungen
· Im Rahmen des Nationalen Finanzausgleiches (NFA), der 2008 in Kraft trat, stellte das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) die Beiträge an private Behindertenfahrdienste ein und übertrug sie an die Kantone. Im Gegensatz zu andern Kantonen und Städten wie Zürich, Bern, Basel, St. Gallen und Zug, welche von den Kantonen grosszügig unterstützt werden, bestand trotz der Bundesbeiträge im Kanton Luzern kein flächendeckendes Angebot für Menschen mit Behinderungen, welche den ÖV nicht oder nur eingeschränkt benutzen können. 

· Organisiert vom Behindertenforum Zentralschweiz, das ich hier vertrete,  und weiteren Selbst- und Fachhilfeorganisationen wurde  2006 an einer Kundgebung vor dem Regierungsgebäude der Grosse Rat aufgefordert, der Regierung den Auftrag für einen flächendeckenden bezahlbaren Fahrdienst zu erteilen. Als der Auftrag nach 5 Jahren noch immer nicht umgesetzt war, fand 2011 eine weitere Kundgebung statt, worauf 2012 die ersten Tixitaxigutscheine abgegeben wurden. Die Anspruchsberechtigung wird seither von Pro Infirmis abgeklärt. Zielgruppen sind Gehbehinderte, Rollstuhlfahrer, Blinde und Sehbehinderte, geistig Behinderte und im Einzelfall auch psychisch Behinderte. 

· Budgetiert waren 1,2 Mio. pro Jahr. Das monatliche Kontingent pro Person beträgt bis heute monatlich Fr. 150.- (1800.-/Jahr) Die Fahrzeuganbieter - kommerzielle Taxibetriebe und Rollstuhltaxis - erheben die üblichen Taxitarife. Bei einem Selbstbehalt gemäss ÖV Tarifen sind daher beim aktuellen Kontingent monatlich höchstens  4 bis 5 Hin- und Rückfahrten möglich. Das Budget wurde anfänglich bis das Angebot nach und nach bekannt war nicht ausgeschöpft und der Betrag rückgestellt. Die Rückstellungen sind inzwischen aufgebraucht bei einer aktuellen Benutzerzahl von ca. 900, Tendenz steigend. Seit 2017 können bestimmte Gruppen - Behinderte  ohne Hilflosenentschädigung - deshalb nicht mehr berücksichtigt werden. Es braucht daher künftig eine Planungssicherheit über die Millionengrenze hinaus, um die Zunahme der Benutzer aufzufangen und die jährlichen Kontingente anzupassen. Dazu kommt, dass nur Personen, welche bereits vor dem AHV Alter anspruchsberechtigt waren, weiterhin in den Genuss dieser Gutscheine kommen. Personen ab dem AHV Alter sind ausgeschlossen.

· Zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen ist die Mobilität ein wesentlicher Faktor. Dies ist auch im Behindertengleichstellungsgesetz, der UN-Behindertenrechtskonvention und seit diesem Frühjahr auch im Leitbild des Kantons Luzern Leben mit Behinderungen festgehalten..

· Ein Behindertenfahrdienst ist keine weitere soziale Leistung an Behinderte, sondern eine Ergänzung, Teil innerhalb des ÖV für alle Bürgerinnen und Bürger, die diesen nicht oder nur eingeschränkt benutzen können.

· Wir fordern deshalb:

· Ein flächendeckendes funktionierendes und bezahlbares Angebot mit einem Selbstbehalt gemäss ÖV Tarifen.

· Ein jährliches Kontingent, welches für Fahrten für private Kontakte, Besuch gesellschaftlicher Anlässe, Weiterbildung, Einkäufe, Behördengänge und von medizinisch begründeten Fahrten ohne Versicherungsabdeckung u.a.m. ausreicht. 

· Anspruchsberechtigung auch für Personen ab dem AHV Alter.
· *Der Sozialbericht 2013 der LUSTAT1 geht auf Basis des Gesundheitszustandes und der Nutzung der Angebote davon aus, dass im Kanton Luzern rund 55‘000 Menschen mit Behinderungen respektive Beeinträchtigungen leben. Das sind rund 15 Prozent der Gesamtbevölkerung. Diese Zahl umfasst Personen aller Altersgruppen und unabhängig ob sie eine Rente beziehen oder ob sie zu Hause oder in einer Institution leben. Rund 20'000 Personen oder zwei Fünftel der Menschen mit Behinderungen sind im AHV-Alter. Jede dritte oder rund 18'700 Personen sind in ihrer Lebensführung schwer beeinträchtigt ist (LUSTAT, 2013). Von ihnen werden gut 2'300 Personen stationär betreut und/oder gepflegt.
